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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu den Berichten der Bundesregierung nach § 238 des 
Arbeitsförderungsgesetzes 

a) Winterbaubericht 1973 
— Drucksache 7/1623 — 

b) Winterbaubericht 1974 
— Drucksache 7/3508 — 

c) Winterbaubericht 1975 
— Drucksache 7/4621 — 


A. Problem 

Im Jahre 1972 hat der Deutsche Bundestag schon drei Jahre 
nach Inkrafttreten des Arbeitsförderungsgesetzes die Vorschrif- 
ten über die Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der 
Bauwirtsdiaft reformiert, damit in erster Linie die witterungs- 
abhängigen Arbeitsplätze erhalten bleiben. 


B. Lösung 

Die jährlich vorzulegenden Berichte sollen es den gesetzgeben- 
den Körperschaften ermöglichen, die Auswirkungen der neuen 
gesetzlichen Vorschriften zu beobachten und notwendige Ände- 
rungen frühzeitig zu beschließen. 

Einstimmiger Ausschußbeschluß. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Lutz 


Der Deutsche Bundestag hat am 13. Februar 1974, 
14. Mai 1975 und am 11. Februar 1976 die seit dem 
31. Dezember 1973 alljährlich vorzulegenden Winter- 
bauberichte dem Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung federführend und an den Ausschuß für 
Wirtschaft mitberatend überwiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
mehreren Sitzungen die drei Winterbauberichte der 
Bundesregierung beraten. Er empfiehlt einmütig, 
von den Berichten Kenntnis zu nehmen. 

Die Berichte zeigen, daß das mit der Winterbau-No- 
velle des Jahres 1972 geschaffene Förderungssystem 
wirkungsvoll dazu beigetragen hat, die Winter- 
pause in der Bauwirtschaft zu überwinden. Die Zah- 
len über die Inanspruchnahme der Leistungen der neu- 
en Produktiven Winterbauförderung sind bereits im 
ersten Winter nach dem Inkrafttreten der Winter- 
bau-Novelle sprunghaft angestigen. Dieses Ergeb- 
nis ist auch nicht durch den Beschäftigungseinbruch 
in der Bauwirtschaft ab Ende 1973 entscheidend be- 
einträchtigt worden. Nach allem zeigt sich, daß das 
neue Förderungssystem von den am Bau Beteiligten 
im Verlaufe von drei Jahren angenommen worden 
ist. Die Erwartungen des Gesetzgebers haben sich 
damit erfüllt. Begrüßenswert erscheint dem Ausschuß 
ferner, daß die öffentliche Hand der Entschließung 
des Deutschen Bundestages vom 12. April 1972 
(Drucksache VI/3261) nachgekommen ist und die 
Winterbauförderung durch wirkungsvolle flankie- 
rende Maßnahmen sowie durch vermehrte Vergabe 
von Winterbauaufträgen tatkräftig unterstützt hat. 

Die Winterbau-Novelle hatte die Produktive Winter- 
bauförderung zur zentralen, daß Schlechtwetter- 
geld zur subsidiären Winterbauleistung ausgestaltet. 
Dabei blieb das Verhältnis der produktionsorien- 
tierten Leistungen (Produktive Winterbauförderung) 
zu der konsumtiven Leistung (Schlechtwettergeld) 
zugunsten der Produktiven Winterbauförderung 
verbesserungsfähig. Der Bundesminister für Arbeit 


und Sozialordnung hat durch Verordnung vom 16. 
Juli 1973 (BGBl. I S. 841) die Förderungssätze für 
den Mehrkostenzuschuß der Produktiven Winter- 
bauförderung erhöht. Trotz des damit verbundenen 
Mehraufwandes konnte der Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung durch Verordnung vom 30. 
April 1975 (BGBL I S. 1102) den Satz der Winterbau- 
Umlage von 4 V. H. auf 3,5 v. H. senken. Das Auf- 
kommen aus der Winterbau-Umlage ließ es auch 
bei diesem geringeren Erhebungssatz zu, einem für 
den Mehrkostenzuschuß und das Wintergeld erheb- 
lichen Vorschlag der Winterbauberichte zu ent- 
sprechen und im 19. Rentenanpassungsgesetz die 
Förderungszeit ab der Winterperiode 1976/77 von 
drei auf dreieinhalb Monate auszudehnen. Im Ge- 
setz zur Verbesserung der Haushaltsstruktur im Gel- 
tungsbereich des Arbeitsförderungs- und des Bun- 
desversorgungsgesetzes vom 18. Dezember 1975 
(BGBl. I S. 3113)wurde das Schlechtwettergeld — 
ebenso wie das Arbeitslosengeld und das Kurz- 
arbeitergeld — durch Einführung von Leistungs- 
gruppen auf einheitlich 68. v. H. des Nettolohnes 
zurückgeführt; ferner wurde der Zuschlag zum 
Schlechtwettergeld im Hinblick auf das Wintergeld 
als die allgemeine Leistung zur Abgeltung aller 
Mehraufwendungen für die Arbeit in der witterungs- 
ungünstigen Jahreszeit beseitigt. 

Der Gesetzgeber hat in dem genannten Gesetz (Arti- 
kel 1 § 1 Nr. 40) ferner die Verpflichtung der Bundes- 
regierung zu einer jährlichen Berichterstattung über 
den Umfang der Förderung der ganzjährigen Be 
schäftigung in der Bauwirtschaft und die arbeits- 
marktpolitischen, sozialpolitischen und volkswirt- 
schaftlichen Auswirkungen der Förderung (§ 238 
AFG) aufgehoben, weil nach den bisher vorgelegten 
Berichten nicht mehr mit völlig anderen Erfahrungen 
mit der geltenden Förderungsregelung zu rechnen 
ist. Der Ausschuß erwartet aber von der Bundesre- 
gierung, daß sie die Winterbauergebnisse weiterhin 
beobachtet und ggf. notwendige Folgerungen unver- 
züglich daraus zieht. 


Bonn, den 9. Juni 1976 


Lutz 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von den Berichten der Bundesregierung nach § 238 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes (Winterbaubericht 1973, Winterbaubericht 1974, Winterbaubericht 1975) 
— Drucksachen 7/1623, 7/ 3508, 7/4621 — Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 9. Juni 1976 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Müller (Remscheid) Lutz 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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